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Am 29. Oktober 2020 wurde Jeremy Corbyn, Labour-Vorsitzender von September 2015 bis April
2020, von der Parteimitgliedschaft suspendiert und ihm seine Mitgliedschaft in der
Parlamentsfraktion der Labour-Partei entzogen. Die Maßnahme wurde von dem nicht gewählten
Generalsekretär der Partei, David Evans, in Absprache mit dem Parteichef Keir Starmer ergriffen.
Als Vorwand wurde Corbyns Reaktion auf die Veröffentlichung des Berichts der Kommission für
Gleichberechtigung und Menschenrechte (EHRC) vom Oktober 2020 über den Umgang der Labour-
Partei mit Antisemitismus unter seiner Führung angeführt. Er hatte erklärt:

„Ein/e AntisemitIn ist ein/e AntisemitIn zu viel, aber das Ausmaß des Problems wurde auch aus
politischen Gründen von unseren GegnerInnen innerhalb und außerhalb der Partei sowie von einem
Großteil der Medien dramatisch überbewertet. …. Auch wenn ich nicht alle Ergebnisse (des EHRC)
akzeptiere, vertraue ich darauf, dass seine Empfehlungen rasch umgesetzt werden, um den Weg aus
dieser Zeit zu ebnen.“

Im Bericht selbst wurde Corbyn weder für einen der antisemitischen Vorfälle verantwortlich
gemacht noch kam er zur Ansicht, dass diese weit verbreitet waren, trotz derständigen
Behauptungen prominenter rechtsgerichteter und pro-israelischer Labour-Abgeordneter sowie des
Oberrabbiners und des Abgeordnetenrats, von denen ohnehin nicht gesagt werden kann, dass sie die
gesamte jüdische Gemeinde repräsentieren. Weder die ultraorthodoxen noch die liberalen
Synagogen oder viele säkulare und sozialistische Juden und Jüdinnen werden von ihnen vertreten.

Hexenjagd der Rechten

Das Nationale Exekutivkomitee der Labour-Partei setzte ein Gremium ein, das sich mit der
Suspendierung Corbyns aus der Partei befassen sollte, wodurch seine volle Mitgliedschaft rasch
wiederhergestellt wurde. Aufruhr entstand durch die konservativen und die liberalen Medien, die
rechtsgerichteten Abgeordneten und den Rat jüdischer Parlamentsabgeordneter. Mitglieder der
Labour-Parlamentsfraktion drohten mit dem Austritt aus der Partei. Dann kündigte der
Generalsekretär der Partei, unterstützt von Starmer, an, dass Corbyn nicht wieder Mitglied der
parlamentarischen Fraktion der Labour-Partei werden würde.

Evans, ein Veteran der New-Labour-Amtszeit von Tony Blair, wies letzte Woche die
Parteigliederungen in den Wahlkreisen unter Androhung von Disziplinarmaßnahmen an, nicht über
die Suspendierung von Corbyn zu diskutieren. Starmer selbst sowie rechte Abgeordnete und
führende Persönlichkeiten im Schattenkabinett haben diese Entscheidung lautstark und öffentlich
unterstützt. Den lokalen Parteigliederungen wird jedoch dasselbe Recht verweigert – und sie wurden
praktisch mundtot gemacht. Wo Parteigliederungen in Wahlkreisen wie Bristol West die Behandlung
von Corbyn diskutiert haben, wurden ihre gewählten AmtsträgerInnen von nicht gewählten
nationalen und regionalen ParteibürokratInnen suspendiert.

Dieses neue harte Vorgehen gegen die Rechte der Mitglieder hat bereits einen weiteren Rückschlag
ausgelöst. Der benachbarte Labour-Wahlkreis Bristol Nordwest widersetzte sich in ähnlicher Weise
den Anordnungen von Evans und verabschiedete einen Antrag, in dem er Corbyns Suspendierung als
„spalterisch, demoralisierend und falsch“ kritisierte und fortfuhr, dass sie „unsere Partei schwächen
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würde, wenn wir stark sein müssen, um dem Schaden zu widerstehen, den die Politik der Tories
Millionen von Menschen zufügt.“

Andere Labour-Parteigliederungen in Wahlkreisen und Ortsgruppen verabschieden immer mehr
Anträge, in denen sie Jeremy Corbyn unterstützen oder Keir Starmer und David Evans verurteilen
oder sogar gänzlich ablehnen. Andere werden durch antidemokratische Interventionen von
regionalen FunktionärInnen daran gehindert, dies zu tun. Vierzehn Mitglieder des 39 Mitglieder
zählenden Nationalen Exekutivausschusses (NEC) der Labour-Partei haben einen offenen Brief
geschrieben, in dem sie sowohl David Evans als auch Keir Starmer verurteilen.

Hintergrund

Sobald Jeremy Corbyn zum Vorsitzenden gewählt worden war, formierte sich eine Koalition von zwei
Kräften: dem alten Blair-Flügel auf dem äußeren rechten Spektrum der Partei und der sogenannten
Mitte-Links-Gruppierung. Beide vertraten die Auffassung, dass eine linke Führung wegen
Medienfeindlichkeit niemals eine Wahl gewinnen könne, wie einen Glaubensgrundsatz und gingen
daran, die Wahl der Mitglieder zu „korrigieren“. Mit der Erzwingung einer erneuten Wahl des
Vorsitzenden im Jahr 2016 wurden sie erneut rundum geschlagen. Das war der Zeitpunkt, an dem
die Kampagne zur Verleumdung und Diskreditierung von Corbyn richtig losging.

Im Wissen um seine lange Identifikation mit der Verteidigung der palästinensischen Rechte und
seiner Opposition gegen die imperialistischen Kriege Großbritanniens und der USA haben sie ihn als
Antisemiten und Rassisten ins Visier genommen. Tatsächlich weist Corbyn wahrscheinlich die
längste und beständigste Geschichte aktiver Opposition gegen alle Formen von Rassismus und
Faschismus aller Labour-Abgeordneten auf, die bis in die 1970er Jahre zurückreicht.

Bald zielte die Anti-Corbyn-Koalition auf die gesamte Corbyn-Bewegung ab, die die Mitgliederzahl
der Labour-Partei von 190.000 auf 550.00 erhöht und sie damit zur größten linken Partei Europas
gemacht hatte. Eine Handvoll jüdischer Abgeordneter, die lange Zeit AnhängerInnen Israels waren,
behaupteten, Opfer „linker AntisemitInnen“ zu sein, ohne dass es nennenswerte Hinweise oder
überhaupt Beweise dafür gab. Sie erklärten, dass im Falle der Wahl von Labour die jüdischen
Menschen in physischer Gefahr wären und aus dem Land fliehen müssten. All dies wurde durch
Fernsehsendungen wie die berüchtigte Panorama-Sendung vom Juli 2019 und die tägliche
Propaganda in den Tory-Boulevardzeitungen und dem liberalen Guardian noch verstärkt.
Prominente schwarze AktivistInnen und jüdische AntizionistInnen wurden ins Visier genommen und
suspendiert oder ausgeschlossen.

Das Problem war, dass Corbyn und sein Beraterteam sowie Jon Lansman, der das Momentum-
Netzwerk als sein Privateigentum betrachtete und führte, sich weigerten, sich diesem Ansturm zu
widersetzen. Sie ließen zu, dass ihre AnhängerInnen aus der Partei gejagt wurden. Warum? Weil sie
befürchteten, dass jedes Zurückschlagen zum Ausscheiden rechter Abgeordneter vor der Wahl
führen und damit die Aussicht auf eine Regierung unter Corbyn zunichtemachen würde.

Tatsächlich verließen fünf von ihnen Labour, aber ihre „Partei“ verschwand bald. All dies offenbarte
jedoch, dass auch das Projekt der reformistischen Labour-Linken die Beibehaltung eines Blocks mit
der Labour-Rechten – in diesem Fall der großen Mehrheit der Parlamentsfraktion der Labour-Partei
– erfordert. Das strategische Problem dabei ist, dass die Rechte die Linke nicht braucht, da sie die
viel direktere Vertretung der Bourgeoisie innerhalb der Labour-Partei darstellt, ja normalerweise
sogar ihre unhinterfragte Führung.

Angesichts des Mangels an „Beweisen“, auf die im EHRC-Bericht Bezug genommen wird (es sei
denn man hält willkürliche Behauptungen auf irgendwelche Facebook-Posts und Tweets dafür), ist



es empörend, dass die Untersuchung sich nicht auf die ungeheuerliche Verleumdungskampagne und
die Sabotage durch die Parteibürokratie im Labour-Hauptquartier bezog.

Ein Bericht der Minderheit von Corbyn-AnhängerInnen, die in der Victoria Street Southside
arbeiteten, schildert die entsetzlichen Schikanen, denen sie von der Anti-Corbyn-Bürokratie
ausgesetzt waren, sowie von der völligen Sabotage der Corbyn-Führung und des Wahlkampfs 2017.
Dieser wurde unterdrückt und musste über andere Kanäle nach außen dringen, weil die
Parteiführung nichts gegen diese Repressionen unternahm.

Corbyn bereitete den Weg zu dieser Niederlage nicht nur durch seinen katastrophalen Umgang mit
der politischen Krise um Brexit in den Jahren 2018 – 2019, sein Versagen im Kampf gegen die
Scheinantisemitismus-Kampagne und sein Unvermögen, die Mitgliedschaft die Partei gründlich
demokratisieren zu lassen, sondern auch durch seinen Rücktritt nach der Niederlage von 2019 und
die Bahnung des Weges für Starmer.

Momentum unter Lansman trug ebenfalls zur Katastrophe bei, indem er die Entwicklung der
 Bewegung zu einer wirklich autonomen Organisation der Basismitglieder blockierte. Stattdessen
reduzierte er sie einem Jubelchor für Corbyn und McDonnell. Als Corbyn zurücktrat, stimmte daher
eine große Minderheit seiner AnhängerInnen für Starmer. Die linken Abgeordneten nahmen dann
eine höflich unterstützende Haltung gegenüber dem neuen Vorsitzenden ein, wie es das
parlamentarische Protokoll nahelegt.

Der Kampf geht weiter

Trotz der Repressionen, die auf die Mitgliedschaft in den Ortsverbänden abzielen, hat die Zahl der
verurteilenden Resolutionen weiter zugenommen. Darüber hinaus haben mehrere hochrangige
GewerkschaftsführerInnen, darunter Len McCluskey von Unite, der größten Einzelspenderin der
Partei, so heftig wie seit vielen Jahren nicht mehr protestiert. Er bezeichnete Starmers de facto
Rücknahme der einstimmigen Wiederherstellung der Corbyn-Mitgliedschaft als „eine rachsüchtige
und nachtragende Aktion, die die Demokratie aushöhlt“, als „Kapitulation vor dem Druck von außen“
und als Einleitung einer „Hexenjagd“. 14 Mitglieder des Exekutivausschusses der Labour Party
unterzeichneten eine Erklärung, in der sie diese Aktionen ablehnten. In der Folge verließen 13 von
ihnen die Sitzung des Nationalen Exekutivkomitees, als die Parteitrechte Margaret Beckett und
nicht Ian Murray von der Gewerkschaft der Feuerwehrleute (FBU) zur Vorsitzenden dieses
Gremiums gewählt wurde.

Die Suspendierungen von FunktionsträgerInnen aus Wahlkreisen, die zu Recht das Verbot
missachtet haben, dass Parteimitglieder über Ereignisse dieser Größenordnung diskutieren dürfen,
zeugen von der Existenz einer Spitze, die entschlossen ist, der Partei eine bürokratische Diktatur
aufzuzwingen. Angesichts des Ausbleibens einer Konferenz bis mindestens September 2021, des
Lockdowns bis mindestens März, des „Purdah“ (Verschleierung) während der Kommunalwahlen im
Mai 2021 und der Sturm laufenden RegionalfunktionärInnen ist es eindeutig notwendig, dass die
Basis die Kontrolle übernimmt. Sie sollte sich den völlig undemokratischen Anweisungen
widersetzen und zusammen mit den örtlichen Verbindungsausschüssen mit angeschlossenen
Gewerkschaften das weitere Funktionieren von Ortsgruppen, Wahlkreisparteigliederungen,
Ortsgruppen der Labour-Jugend usw. sicherstellen.

Es ist die Pflicht jeder Ortsgruppen- und Wahlkreis-Parteigliederung, jeder angeschlossenen
Gewerkschaft auf nationaler und örtlicher Ebene, sich nicht nur der Zusammenarbeit mit der
Bürokratie in der Victoria Street zu verweigern, sondern auch eine Notparteikonferenz
einzuberufen, um alle gegen Corbyn oder die Linke ergriffenen Maßnahmen rückgängig zu machen,
den Parteichef zu rügen (und auf eine neue Führungswahl zu drängen) und David Evans von seinem



Posten zu entfernen. Der/die GeneralsekretärIn der Partei und alle führenden regionalen
FunktionärInnen sollten gewählt und nicht ernannt werden. Da Starmer nun über eine Mehrheit im
Nationalen Exekutivkomitee verfügt, werden die Widerstandskräfte eine eigene Konferenz
einberufen müssen, nicht nur, um sich dem Putsch von Starmer gegen die Mitgliedschaft zu
widersetzen, sondern auch, um einen kämpferischen Aktionsplan gegen die Tories und die
Massenarbeitslosigkeit zu verabschieden, die die Wirtschafts- und Covid-Krisen ausgelöst haben.

Eine demokratische Partei der ArbeiterInnenklasse muss eine militante Partei des Klassenkampfes
sein. Wo Ortsgruppen und Wahlkreisparteigliederungen suspendiert sind, sollten sie sich sofort mit
angeschlossenen Gewerkschaftsgliederungen und Gewerkschaftsräten organisieren, um eine solche
Konferenz vorzubereiten und sich am Klassenkampf gegen die Tories – zum Thema Arbeitslosigkeit
usw. – zu beteiligen. Die Abgeordneten der Socialist Campaign Group sollten eine eigene Fraktion
im Parlament bilden, mit Jeremy Corbyn als Ehrenmitglied.

Wenn dieser Putsch der rechten Parlamentsfraktion, des Vorsitzenden und des Chefs der
Parteibürokratie gegen die individuelle Mitgliedschaft und die Mehrheit der Gewerkschaften,
zugelassen wird, wird es eine endgültige und historische Niederlage nicht nur für Corbyn, sondern
für die gesamte Labour-Linke geben.

Aber die Schlacht ist noch nicht vorbei, vor allem weil die Rechte darauf bestand, Corbyn zu brechen
und seine AnhängerInnen auszuschalten. Sie drängte Starmer, den EHRC-Bericht zu nutzen, um die
Linke zu demütigen und zu knebeln. Ein mit den Gewerkschaften ausgehandeltes Abkommen
scheiterte, als Starmer sich unter dem Druck des pro-zionistischen jüdischen Abgeordnetenrats und
von Labour-Abgeordneten weigerte, Corbyn wieder in die Parlamentsfraktion aufzunehmen.

Die Empörung über das Vorgehen von Starmer bietet die Gelegenheit zum Gegenangriff. Dies
erfordert jedoch die Einigkeit all jener, die eine Einheit mit Starmer weder als wünschenswert noch
als möglich akzeptieren. Tatsächlich bedeutet es, das Ziel einer wirklichen Revolution in der Labour-
Partei anzusteuern, die Auflösung der nicht gewählten Parteibürokratie, die Unterordnung der
Parlamentsfraktion und der StadträtInnen unter die Disziplin von Gremien, die von den
Basismitgliedern in den Ortsgruppen und auch in den angeschlossenen Gewerkschaften gewählt
werden. Nicht zuletzt bedeutet es, die Partei in den Klassenkampf gegen die Massenarbeitslosigkeit,
gegen die Privatisierung, gegen den gesamten Tory-Angriff auf den „Sozialstaat“ zu stürzen.


